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erenz ihrer Vertrauensmänner in Bochum ab, der auch findenden Sitzung des Reichskohlenrates forderte un
die beiden Reichsminister Dr. Brauns und Schmidt ser Vorsitzender Imbusch, unterstützt durch die Vertre—
anwohnten, um zu dem Abkommen Stellung zu neh ter der anderen Organisationen, eine weitere bedeu
men. Reichsarbeitsminister Dr. Brauns sprach über sende Lohnerhöhung ab 1. Juli. Nach längeren Ver—
die wirtschaftliche Lage Deutschlands und den Stand handlungen gelang es, weiere Lohnerhöhungen ab
der Brennstoffversorgung und wies nach, daß die Berg- 1. Juli zu ergielen. Nach dieser neuesten Lohnrege—
leute mit 15,00 Mtk. Lohnerhöhung auf Grund einer lung, an die die Bergleute schon nicht mehr glaubten
zu bewilligenden Preiserhöhung nicht zufrieden sein erfolgt im Ruhrgebiet eine durchschnittliche Fenvnnten, weshalb andere Möglichkeiten einer weiteren des Lohnes zje Schicht ab 16. Juni um 265,00, ünd e
dohnerhöhung erschlossen werden müßten. Diese er J. Juli um 40,00, insgesamt ab 1. Juli um 65,00 Mk.
zäben sich aus der Mehrförderung durch Verfahrung im Wurmrevier ab 16. Juni um 22,00, ab. 1. Juli um
don Ueberstunden, die zur Behebung der Kohlennot 33,70, insgesamt um 88,70 Mk.; in Sachsen ab 16
und Beseitigung der englischen Kohleneinfuhr notwenJuni um 2000, ab 1. Juli um 4100, insgesamt um
dig seien. Die Konferenz lehnte aber, obschon auch 61,00 Mk.; in Niederschlesien ab 16. Juni um 2000,
der sozialdemokratische Reichswirtschaftsminister mit ab 1. Juli um 33,50, insgesamt um 5850 Mk.: Rhei—
eindringlichen Worten auf die Notwendigkeit der Benisches Braunkohlengebiet ab 16. Juni um 2500, ab
ceitigung der Kohlennot hinwies und die Bergleute 1. Juli um 40,00, insgesamt um 65,00 Mk.
mnit eindringlichen Worten vor einem Streike warnte. Wir sehen also, daß hauptsächlich durch das geschickte

das Abkommen ab. —— der ren er v8 Jedw—TXX nnmnu aufbesserung kurz na— ällung des iedsspruches
 hpannd sinunnudh.aaninnmumtteuannnnneeregWen konnte. n zur Beurteilung die—

er Lohnaufbesserung ist, daß die Bedingungen zumMahnworte Verfahren von Ueberstunden nicht mehr daran ge—
Stilles Wirken, treues Werben knüpft sind. Diese hat man fallen gelassen. Ein Be—
Und ein Mühen mit Bedacht weis für die Bergleute, daß sie weit besfer fahren,
Heben harter Arbeit Erben wenn sir sich der Führung verantwortungsbewuüßten
Wiederum zu Glanz und Macht. Gewerkschaftsführer anvertrauen, als wenn sie jenen

unverantwortlichen Hetzern und Radikalinskis nach—
laufen, die jede Gelegenheit und jedwede Unzufrieden—
eit der Vergleute ausnützen, um hirwerbinnnte

Ppolitische Ziele zu erreichen, bei deren Verwirklich—
ung der Arbeiterstand in Not und Elend zugrunde—— wiirdo
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* 8Ne Lohnfrage
* RNszhopa5im dentschen Kohlenbergban

Durch das mangelnde Entgegenkommen der deut
schen Zechenbesitzer, besonders auch in der Lohnfrage,
war die Lage im deutschen Bergbau eine sehr ernste
geworden. Seit längerem schon dauert der Kampf um
eine die Teuerung einigermaßen ausgleichende Lohn—
erhöhung. Bei früheren Lohnerhöhungen wurde eben
eine entsprechende Erhöhung der Kohlenpreise durch
den Reichskohlenrat und die Reichsregierung bewilligt
Diesmal standen dem große Schwierigkeiten entgegen,
weil die deutschen Kohlenpreise inzwischen den Welt—
marktpreisen nahe gerückt sind. Es darf aber bei der
Bewertung der deutschen Kohlenpreise nicht vergessen
werden, daß von diesen 40 Prozent an Kohlen
ste uer erhoben werden. Von den resiverbleibenden
b0 Prozent werden neben den Löhnen der Bergarbei—.
ter die Gestehungskosten der Zechen sowie die Gewinne
der Unternehmer gedeckt.

Die letzte Lohnerhöhung erfolgte durch Schiedsspruch
ab 20. April d. J. Dieselbe ergab für den Ruhrberg
bau durchschnittlich40MarkjeSchicht, für das Wurm—,
revier 3475 Bayern 36,00, Niederschlesien 3600 Sach—
sen 36,00, Rheinisches Braunkohlengebiet 40,00 M.
In den Lohnerhöhungen sämtlicher Reviere, ausschließ
lich des Wurmrevieres, waren die Erhöhungen der so—
zialen Zulagen, wie des Kindergeldes auf 6.50 und
des Hausstandsgeldes auf 5,00 Mt. enthalten. Im
Wurmrevier erfolgte die Erhöhung dieser Zulagen
wußer halb der angegebenen 34775 Mk.

Die Entwertung der deutschen Mark schritt aber
weiter fort und damit auch die Steigerung der Teue—
rung, sodaß die Bergarbeiterorganisationen zum Stel—
len neuer Lohnforderungen gezwungen waren. Diese
begegneten aber großen Schwierigkeiten, die einmal
die Unternehmer machten und dann auch denen, die
sich aus der geltenden Kohlen-Preisgestaltung ergaben.
In langwierigen Verhandlungen der vier in der Ar—
veitsgemeinschaft vereinigten Bergarbeiterverbände
mit den Vertretern der Zechenbesiher war ein Ab
kommen zustande gekommen, das eine Lohnerhöhung
um 25,00 Mk. je Schicht ab 16. Juni vorsah, die zu
15.00 Mek. aus einer zu bewilligenden Kohlenpreiscr
höhung und zu 10,00 Mk. aus Rückvergütungen von
Fohlensteuer von den während der Ueberstunden ge·
förderten Kohlen aufgebracht werden sollle. Dieses
Abkommen sah nämlich auch das Verfahren von Ueber
stunden, vor und zwar in der Weise, daß an vier
Tagen in der Woche an die regelmäßige siebenstün—
dige Arbeitszeit eine Ueberstunde angehängt werden
sollte. Diese Ueberstunde sollte besonders vergütel
werden, indem neben dem tariflichen Lohn noch ein
Zuschlag auf diesen von 80 Prozent für die Ueber—
stunde vorgesehen war. Die Üeberstunden erschienen
notwendig wegen des empfindlichen Kohlenmangels
in Teutschland, der die Einfuhr englischer Kohle not-
wendig machte. Der Kohlenmangel Deutschlands hat
seine Hauptursache in den Zwangslieferungen, die auf
Grund des Versailler Vertrages an Frankreich Monot
für Monat erfolgen. Sodann zeigt die Förderung
des Ruhrgebietes eine rücklaufige Tendenz weil in—
folge besserer Bezahlung anderer Berufsgruppen viele
Taufend Bergarbeiter nach Angaben des Reichs-
ministers Schmidt in diese besser bezahlten Berufe
abwandern. Durch die Einfuhr englischer Kohle wan
dern erhebliche Milliardenbeträge ins Ausland, die
falls die Menge der eingeführten Kohlen durch Stei—
gerung der deutschen Förderung infolge Verfahrens
on. Ueberstunden ausgebrächt würde, für die Be—
chaffung von Lebensmitteln und unentbehrlichen Roh
toffen ans dem Ausland Verwendung finden könnten
Die ausländische Kohlemuß bei dem bestehenden Koh
eninangel hereingelassen werden, sollen nicht Taufende
Arbeiter anderer Berufe arbeitslos werden. Der Koh
lenmangel ist nach Ansicht der Kenner der deutschen
Wirtichaftwerhältniffe zunächft nur durch Verfahtung
pon Ueberstunden zu beseitigen, wodurch die Einfuhr
englischer Koble und der Milliardenabfluß überflüssig,
owie die Gefahr des Arbeitsloswerdens Angehöriger
inderer Berufe gebannt würde.
Dieses Abkonmmen unterlog der Zustimmung der
eiderseitigen Organisationen. Die vier Bergarbeiter
erbände bielten am 11 Funi eine gemänign 6on.

Segen liegt im treuen Streben,
Und es sagt ein mild Gebot:
Nicht nur nehmen, nein, auch geben
Fordert auf des Bruders Not.
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Zur Lage im Ruhrgebiet
In dem vorhergehenden Artikel haben wir unseren

Mitgliedern den Kampf der deutschen Bergleute, an
deren Spitze die Ruhrbergleute marschieren, um die
letzte Lohnerhöhung in seinen einzelnen Phasen ge—
schildert. Wir konnten erkennen, daß es der zicelbe—
wußten Arbeit unserer Gewerkvereinsleitung und den
anderen Organisationen gelungen ist, obschon die
Bergleute selbst an eine derartige Möglichkeit nicht mehr
glaubten, ab 1. Juli eine weitereer hebliche Lohn—
aufbesserung zu erzielen. Es wurde auch klar—
gelegt, daß die Kohlennot Deutschlands dringend der
Abhilfe bedarf und es dürfte jedem einsichtigen Berg—mann einleuchten, daß im ee des deutschen
Bergbaues und der deutschen Bergarbeiter selbst die
Verdrängung der englischen Kohle vom deutschen
Markte angestrebt werden muß. Um der Verhetzung
der Vergleute, durch das angestrebte Ueberstundenab—
kommen sollte wieder der Achtstundentag im Bergbau
unter Tage zur Einführung gebracht werden, zu be—
gegnen, ist die Verabschiedung des Arbeitszeitge—
setzes beschleunigt worden, das der Reichstag in
seiner Sitzung vom 28. Juni in zweiter und dritter
Lesung angenommen hat.. Durch dieses Gesetz wird,
(vergl. SaarBergknappe Nr. 25) die in den Tarif—
verträgen vereinbarte Arbeitszeit als gesetzliche
Arbeitszeit vorgeschrieben. Im Ruhrgebiet ist die Ar—
beitszeit unter Tage tariflich auf sieben Stunden
festgesetzt, sodaß diese Arbeitszeit nunmehr als ge—
setzliche gilt. Wenn also Ueberstunden wegen dem
herrschenden Kohlenmangel und den großen Gefahren
die die Einfuhr engl. Kohlen nach sich ziehen müssen,
zwischen Arbeiterorganisationen und Zechenvertrekern
vereinbart, werden, dann bedeutet solches absolut
keine Gefahr für die Siebenstundenschicht, sondern ist
es eine freiwillige Maßnahme der Beteiligten auf
Grund der Erkenntnis, daß es kein anderes Mitte
zur Zeit gibt, um der Kohlennot Dentschlands à
steuern.

Wir alle wissen nun, daß die politische Lage
unseres deutschen Vaterlandes eine äußerst zugespitzie
ist. Der grauenvolle Mord an Reichsminister Rathe—
nau hat uns blitzlichtartig die großen Gefahren ge
zeigt, in der sich die gegenwärtige Regierung und die
junge deutsche Republik befindet. Mit dem Mute der
Verzweiflung kämpfen die verantwortlichen Männer
der deutschen Republik gegen die von allen Seiten
anstürmenden Schwierigkeilen. Wir wissen, daß dief
Schwierigkeiten ihre letzten Wurzeln in den Berséeil
or Meartrage haben, der von Sok unb Wibeni

Mögen schamlos andre handeln,
Feind den hohen Zielen sein:
Liebe kann die Welt nur wandeln
Und aus Not und Bann befrei'n.

Drum im eignen Wunsch bescheiden,
Wieket christlich sozial,
Und es ist die Welt der Leiden
Bald nicht mehr ein Tränental.

L. Kessing.
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Infolge dieser neuen Lage mußte ein vom Reichs

arbeitsministerium eingesetzter Schlichtungsausschuf
in Tötigkeit treten, der am 15. Juni in Berlin tagte
uind unter dem Vorsitz des Staatskommissars Mehlick
inen Schiedsspruch fällte. Dieser schlug eine durch
cchnittliche Erhöhung der Tariflöhne um 35,00 Mk
bor, in der Weise, daß ab 16. Juni die Löhne eine
Erhöhung um 25,00 und ab 1. Juli um weitere 10,00
Mk. durchschnittlich im Ruhrgebiet erfahren sollten
Auch dieser Schiedsspruch wies auf die Notwendigkei
einer Steigerung der Kohlenförderung im Sinne des
Ueberstundenabkommens hin, von dessen Durchfüh
uung die Kohlenpreiserhöhung und damit auch di—
dohnerhöhung abhinge.

Die Ruhrbergleute gaben sich aber auch mit diesem
Ergebnis nicht zufrieden, weii die Teuerung uner
wartet große Sprünge nach oben machte. Eine außer
ordentliche Generalversammlung unseres Gewerkver
eins für das Ruhrgebiet am 8. Juni in Gelsenkir
hen, beschäftigte sich eingehend mu der neuen Voge
Dieselbe verurteille das Verhalten der Unternehmer
in der, Lohnfrage und der Frage des Manteltarifes
und beauftragte die Gewerkvereinslettung. soforl
neue Lohnverhandlungen anzubahnen und auf einen

Abbau der Kohlenfteuer, damit Weittel zur weileren
Lohnerhöhung frei würden, hinzuwirken. Das wilde
eberschicktenwerfahren, das das Ansehen der Berg—
leute und ihrer Organisationen schädige, wurde scharf
derurteilt und der Leitung des Gewerkvereins die
Entscheidung über Annahme oder Ablehnung des
Schiedsspruches oder der Vereinbarungen übertragen
vas von großem Vertrauen der Gewerkvereinsfunk
tionäre zu ihrer Leitung zeugt.
 Die Gewerkvereinsleitung bemühte sich eifrig um
reue Verhandlungen, die auch am 28. Junizu
fandokamen VNn einer an diefem Tooe Gön
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diktiert ist, keine Verständigung und Verzcihen kennt
Anstatt doß in solcher Notzeit das ganze deutsche Voll
wie ein Wann zusammenfteht, um den vollständigen
Zusammenbruch des Reiches zu verhindern, sind blind
wütiger politischer Rechts- und Linksfanatismus da—
bei, der jetzigen Staatsfsorm und damit dem deutschen
Volke den Todesstoßz zu versetzen. Angesichts dieser
Tatsache müßten doch alle die, die angeben, hinter der
d?rzeitigen Staatsform zu stehen, mit all ihren Kräf
ten bemüht sein, der deutschen Republik ihren wirk
amsten Schutz zuteil werden zu lassen. Der wirksanste
Schutz der deutschen Republik sind aber nicht Demon
strationen und Generalstreiks, sondern das ist die In
takthaltung des deutschen Wirtschafts
lebens, das gerade jetzt von den Arbeitern gesichert
verden müßte, auch wenn sie im Augenblick auf die
Durchführung alter und berechtigter Forderungen ver
zsichten sollten. Es wirkt doch wie blutiger Hohn, wenr
Arbeiterbataillene einerseits angeblich zum „Schutze
der Republik“ zu Demonstrationen aufmarschieren,
um anderntags den Generalstreik für das wichtigste«
Wirtschaftsgebiet Deutschlands zu erklären, der, falls
er wirklich ausbrechen sollte, doch der derzeitigen Re—
publik den Todesstoß versetzen müßte. Und gerade
die sozialdemokratischen Arbeiter, die doch
o laut ihre republikanische Gesinnung preisen, hätten
in diesen Tagen höchster Not der dentschen Republik
die besondere Pflicht, zu zeigen, daß sie auch unter
Hintansetzung an sich berechtigter Forderungen bereit
sind, das Wirtschaftsleben, von dessem ungestörtem
Fortgang alles abhängt, in Gang zu halten. Auch
dann, wenn nunmehr Unternehmer besonders bestreb'
sein sollten, die Arbeiter zum Aeußersten zu reizen

„Der SaarBergknob.

durfte gar nicht anders handeln, wenn er sich nicht
ichlimmster Pflichtverletzung gegenüber der Bergarbei
terschaft und dem deutschen Volke schuldig macher
wollte. So wie er handelt, müssen alle die handeln
die wirklich die deutsche Republik schützen wollen
denen die Demonstrationen keine Phrasen und Lügen
waren. Die jetzt auf einen Generalstreik hbinorhbeiten
fallen der deutschen Republik, den derzeitigen Regie
rungsmännern, also ihren eigenen Leuten, in der
dien Dazu kann der Gewerkverein üch nicht her
geben.

E

2 ä 8*4Einigkeit zwischen Mitglled
 IJschaft und Leitung

in der Ablehnung eines derzeitigen Streiks im
Ruhrgebiet.

Wie es bei derartigen Anlässen immer geschieht, wird mi
allen Mitteln versucht, gwischen Leitung uünd Mitgliedschaf
unseres Gewerkvereins einen Keil zu treiben. Diesem Un—
terfangen haben die Mitglieder des Gewerkvereins im
Ruhrgebiet kurgerhand die Spitze abgebrochen, indem sie in
großen allerorts stattfindenden Konferenzen und Versamm—
lungen sich hinter die Leitung des Gewerkvereins stellen
und einen Streik im gegenwärtigen Zeitpunkte strikte ab—
lehnen. Doch lassen wir die Entschließungen einiger Ron—
ferenzen selbst zu uns sprechen:
 Die Vertrauensleute des Gewerlvereins christl. Berg
arbeiter Deutschlands, Bezirk Bochum, nahmen am Freitag
den 7. Juli 1922, in zwei stark besuchten Begirkskonferen—
zen zu dem unverständlichen und eigenmächtigen Handeln
des Verbandes der Bergarbeiter Stellung. Sie verurteilen
die Handlungsweise des Verbandes auf das Entschiedensie,
weil sie dem Sinne der Arbeitsgemeinschaft und der In
texressenvertretung der Bergleute zuwiderläuft. Da man
es vonseiten der Verbandsleitung nicht für nötig gehalten
hat, die anderen Verbände, die zur Arbeitsgemeinschaft
gehören, von der Beschlußfassung der Kündigung in Kennt
nis zu setzen, und da die, Folgen dieses Schrittes für umser
Volk und unser Wirtschaftsleben von oußerordemtlicher Be.
deutung sind, lehnen wir jede Verontwortung ab. Auch
verurteilen wir des Aufrufen zur Kündigung und damm
zum Streik, weil noch genügend Aussicht vorhanden war,
Verhandlungen zur Erlangung von Verbesserungen in
Manteltarif zu erzielen.
 Dem Gegwerkverein und seiner Leitung sprechen die
Vertrauensleute volles Vertrauen aus. Die Vericauens—
männer geloben den Führern, die bisher ihre canze Kraft
für daß Wohlergehen der Vergarbeiter einsetzten, auch in
Zukunft unnmstößliche Treue. Sie werden ihnen in ihre
chweren Arbeit auch in Zukunft beistehen.

Die Haltung der sozialdemokratischen Arbeiter zeug
allerdings vom geraden Gegenteil. Im vorhergehen—
den Artikel ist geschildert, wie die Lohnfrage im Ruhr—
bergbau und in den übrigen deutschen Bergbauge—
bieten ab 1. Juli ihre Regelung gefunden hat. Auck
ist einleitend dargeian, daß die Arbeitszeit im Berg—
hau ihre gesetzliche Regelung gefunden hat. Trotzdem
kommt aus dem Ruhrgebiet die Nachricht, daß der
sogenannte alte Bergarbeiterverbond zur Massen;
kündigung zwecks EinleitungeinesGe—
neralstreiks ab 1. August aufgerusen hat. Wenn
auch noch nicht alle Forderungen der Ruhrbergleute
restlos erfüllt sind, wenn auch berechtigter Unwillen
gegen das starrköpfige VerhaltendesBergbauunter
nehmertums in allen Kreisen der Bergleute besteht
dann dürfte eine verantwortungsbewußte
Gewerkschaftsleitung in dieser Zeit der höchsten
Not des deutschen Volkes und insbesondere
der deutschen Arbeiterschaft und aller Minderbemittel.
ten, nimmermehr einen Generalstrein
inszenieren, wo auch noch nicht ein Räd
chen unseres Wirtschaftsgetriebes zun
—DDD——
die Lahmlegung des Angel- und Drehpunktes des
deutschen Wirtschaftslebens, falls Unvernunft und
Verantwortungslosigkeit es so weit brächten, für das
deutsche Volk in der gegenwärtigen Zeit zu bedzuten
hat, ist in seinen Folgen gar nicht auszumalen. Ohneé
Zweifel würden die Kom mumisten, genau so wie
zur Zeit der Rotgardistenherrschaft im Ruhrgebiet
auch diesmal versuchen, die Räteherrschaft vom
Herzen des dentschen Wirtschaftslebens aus dem deut—
schen Volke aufzuzwingen. Die Antwort der Rechts—
bolschewiken bliebe nicht aus und der Bürgerkrieg
und damit der Untergang Deutschlands, wäre besie
gelt. Die Folgen der bloßen Androhung des General- Die von 600 Vertrauensleuten des Zewerlvereins christl
streils, die in weiterer Enlwertung der deutschen Marl VBergarbeiter eutschlands,
und somit weiterem sprunghaften Steigen der Tcue. venmn Ieun gege sä — e e
rung, wodurch die mühsam erkämpfte Lohnerhöhungç Dadineaer ———— —
wieder unwirksam gemacht, in Erschwerung der Stel. andlungemugichtenen ersgropft fuz, wet teor der Ve—
lung der gegenwärtigen Regierumg, die sich doch ans hunß taünge eeee rae miche ver Fal iste I 65
die republikanischen Elemente stützen soll, in Föorde uten snd dereits Verhandlungen angesetzt, die noch Er—
rung des Links- und Rechtsradikalisiuns u. a. m. fsoltßge versprechen. Aber auch ackesehen davon, muß ern
bestehen, wollen wir nur andeuten. Mag man auch Sttrik iu diefer Zeit innerbolirischer vegend ir wen
auf die Sünden der Unternehmer hinweisen, die auf gngtd onede ———
die Not und die berechtigten Wünsche der Bergleute 34 — —
nicht die genügende Rücksicht nahmen und sich unn ae rihe n solgen gewilt in Sie lehn daher di
das Geschick der deutschen Republik den Teufel gescheert Ründigung ab und exwartet von den Verhandlungen in der
haben sollen, die Aufwühlung der Maisen, die Ge— nachsten Woche die Erfüllung ihrer bercchtigten Forderun—
fährdung der Arbeitsgemeinschaft und ganz besonders gen! Darüber, hinaus aber wird der Hauptvorstand auf—
die tödliche Gefährdung der deutschen Republitk dürfte gesordert, für den 1. August neue und agithine dohner.
durch einen Genéralstreik deutscher Arbeiter in dieser hungen herbeigusübren. Wir — ice dor
Zeit nicht kommen. Die Folgen, eincs etwaig aus, derung erboten p 7 geee ——brechenden Generalstreits tragen doch nur die Arbei deutschen Geldes die dadurch umausblei

—— rung zwingt uns aber zu diesem Schritte. Ferner müger
ter selbst. die Krankengeldbezüge —— gestugert n Ver—
Taher 8 4 ß zer sorgung der Invalden und alten Bergar eiter endlich unse—
G er kv ist ei 8 ch or aehene r 26. b f mehriachen Anträgen enispredend aesichert werten
ber und die Polnische Berufsvereinigung die
sen Streikwahnwitz micht mit machen. Ter Ge—
werkverein gab sich alle Miihe, um auf dem Ver«
handlungswege die strittigen Punkte des Man—
teltarifes zur Regelung im Sinne der Bergleute zu
bringen. Am 11. Juli fanden schon die erstmaligen
diesbezüglichen Verhandlungen unter dem Vorsitz des
verdienstbollen Reichsarbeitsministers Dr. Brauns
statt. Auch wenn diese Verhandlungen kein restlos
befriedigendes Ergebnis bringen solllen, darf es im
Inleresse der, deuschen Arbenerschaft und der deut,
chen Republik zu keinem Generalstreik
kommen. Ter Gewerkverein, dessen Haltung von
allen seinen Mitgliedern und den übrigen veraulwor—
auasbhewußten Arbeitern 4631145* wied

Die heute am 6. Juli 1922 im kathol. Gesellenhaufe zu
Recklinghausen tagende außerordentliche Begirkskonferenz
des Gewerkvereins christl. Bergarbeiter für den gesamten
Bezirl Recklinghausen, nahm Stellung zu der gegempär—
tigen Situation im Bergbau. Konfereng ist der Ausicht
daß der Beschluß des alten Bergarbeiterverbandes, die Kun—digung im e einzureichen, nicht durchführbar ist und
nur zu einem verlorenen Streik führen kann. Besonders
kann die Konferenz derartige Maßnahmen nicht billigen,
olange die Verhandlungsmöglichkeiten nicht erschöpft sind
Konferenz ist mit den Beschrüssen des Hauptvorstandes
einvorstanden und ist bereit, ihre ganze Kraft einzusetzen,
daß dieselben durckgeführt werden. Sänmtliche Delegierten
beauftragen erneut die Leitung des Gewerkvereins, Schritte
zu unternehmen, daß die berechtigten Wünsche der Berg—
arbeiter im Manteltarif erfüllt und auch darauf zu drin—
gen, daß bei der fortgesetzten Teuerung neue Lohnzuschläge
gezahlt werden. Im übrigen spricht die Konfevenz der
Hauptleitung ihr volles Vertrauen aus. und gelobt weiter
reu zu kämpfen

Aehnliche Entschließungen liegen auch von Bezirkskonfe.
rengen sämtlicher übrigen Bezirke des Ruhrgevietes vor.
Raummangels halber können wir selbstwerständlich nicht
alle veröffentlichen. Vorstehende genügen aber, um den Be—
weis zu erbringen, daß volle Einmürigkeit zwijchen Leitung
und Neitgliedschaft des Gewerivereins im Ruhrgebiet betr
Beurteilung der Gesamtlage und des Streikes herrscht
Aber nicht nur in Kreisen der christluhen Arbeiter
indet der Streik Ablehnung, sondern auch in mehrheus—
ozialijtischen Kreisen. So schrieb die sozialdemokratische
ssener „Apbeiter-Zeituna“ in ihrer Nummer von 8. Jul:
olgendes:

„Seit einigen Tagen wird berichtet, daß sich im Ruhr—
gebiet eine Strömung bemerkbar macghit, die darauf hin—
— die Bergorbeiter zum Streit anszureizen.
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Samstag, den 22. Juli 1923.
 ——

einem Vergarbeiterstreik, so würden wir unserer Volts
wirtschaft einen Schaden zufügen, der sich in seiner gan
zen Härte vor allen Dingen gegen die Arbeiter selb
richten wüurde“

So betfommt der Gewerkverein ht durch sogzialde mottetische Parteiblätter die Richrigkelt seiner Sellungnahme ve
stätigt. Umso unverständlicher ist die Haltung des alte
Verbandes, der durch sein eigenmächtiges Vorgeyen die Ac
beitsgemeinschaft zwischen den 4 Vergarbeiterverbändes
aufs ernsuicste gefährdet und auch bereit zu sein scheint, de
Republit jegliche Unterstützung zu entziehen. Hosfentlir
führen die angebahnten Verhandlungen, an denen aut
die Vertreter des alten Verbandes trotz ihrer Streikparor
teilnehmen, diesen zu einer anderen Siellungnahme, da
mit der deutschen Volkswirtschaft, sowie der deutschen Ar
beiterschaft schverste Schäden erspart bleiben
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Aenderung der Dieustanweisung betreffend Richtlohn
Für Mittwoch, den 12. Juli, waren die Bergarbei

terorganisationen zwecks Kenntnisnahme einer neuer
Dienstanweisung betreffend Richtlohn zur Bergwerks
direktion bestellt. Das einladende Schreiben der Berg—
werksdirektion gaben wir in der letzten Nummer be—
kannt und knüpften daran einige uns unbedingt ge—
boten erschienene Bemerkungen. Es kann nach diesen
Schreiben keinem Zweifel unterliegen, daß die Berg—
werksdirektion geplant hatte, den Organisationsver—
tretern einfach die neue Dienstanweisung in die Hand
zu drücken. Durch die Stimmungin.der Gesamtbeleg—
schaft der Saargruben scheint die Direktion doch zu
einer anderen Handlungsweise veranlaßt worden zu
sein. Sie zog es nämlich vor, am 12. Juli längert
Zeit mit den anwesenden Organisationsvertretern über
die neue Dienstanweisung zu verhandeln. Die Orga—
nisationsvertreter ketzen auch die Bergwerksdirektior
gar nicht darüber im Zweifel, daß Bestellungsmetho—
den, wie sie das Einladungsschreiben verrate, durchaus

unangebracht seien.
Die neue Dienstanweisung wurde vorgelegt und zur

Beratung gestellt. In der alten Lohnregelung, die be
kanntlich bis heute noch nicht die Anerkennung der Ar
beiterorganisotionen gefunden hat, daher auch von
diesen nicht unterzeichnet ist, heißt es betreffend
NRichtlohn:

„Der im Gedinge verdiente Richtlohn darf im
Durchschnitt nicht weniger als 10 Frank be—
tragen.“

Die neue Dienstanweisung sollte lauten:
„Die Festsetzung der Gedinge soll in der Weise
erfolgen, daß der normale Vollhauer unter Be—
rücksichtigung seiner Arbeitsverhältnisse in der
Lage ist, im Durchschnitt ungefährer 10 Fran*
zu verdienen.“

Die Organisationsvertreter erklärten sich gegen jedt
Aenderung der alten Fassung, und zwar solonge, bis
die Bergwerksdirektion bereit sei, den gesamten Tarif—
vertrag, also Manteltarif und Lohnregeluna. mit der
Arbeiterorganisationen neu zu vereinbaren. Dieses
sei notwendig zur Festigung des Loknverhältnisses
Wenn die Direktion die gesamten Wünsche der Beleg—
chaft, wie sie in der lezten Zeit zum Ueberdruß geäu—
dért worden seien, berücksichtige, dann könnten die
Organisationen auch ihre Unterschristen unter ein—
solche Lohnregelung und verbesserten Manteltari
jetzen, wodurch auch der Arbeitsfriede im Revier
gesichert würde. Tie Direktion machte demgegenübe
geltend, daß die Nenderung der Dienstamweisun
erfolgen müsse und ab 1. August in Kraft geset
würde. Diese Aenderung wird also gegen den Wille;
der Organisotionen vorgenommen. In der neuen
Jassung wird allerdings das Wort „ungefähr“ ge;
srichen, sodaß die neue Tienstanweisung al
1. August folgenden Wortlanut haben wird:

„Die Festsetzung der Gedinge soll in der Weise
erfolgen, daß der normale Vollhauer unter Berück
fichtigung seiner Arbeitsverhältnisse in der Lage ist
im Turchschnitt 10 Frank zu verdienen.“
DTie Verwaltung erklärte am Schlusse der Bespre—

chung, daß sie im Laufe der nächsten Woche (also der
jetzt ablaufenden Woche) mit den Organisationen über
die in der Eingabe vom 5. Inli — abgedruckt in der
letzten Nummer des Saar-Voraknavven — aufaestell
ten RMunkte vorhandeln wolle.
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Als ich über dieses Thema schreiben wollte, fiel mir

cine Kladeserinnerung ein, die, mit, dem Genossen—
schaftswesen zusammentßängt. Eine Bokannte meiner
Eltern war Leiterin einer Abgabestelle des damals
kaum gegründeten, noch auf schwachen Füßen stehen.
den Konsumbereins meiner Heimatstadt. Und ich ent—
inne mich noch sehr gut der Wirkung, die diese neus
Form der Bedarfsdeckung auslöste. Ein Gemunke.
iber diese neue Einrichtung ging lange Zeit besonders
durch die Arbeitersamilien. Vißtrauen und Zurück
haltung weiter Kreise gegenüber dem Konsumbereir
flellten sich ein. Und qlles Gerede fußte auf Unkennt
nis des Genossenschaftswesens, ja des ganzen Genos
enschaflsgedankens überbanxt. So iit es auch heut:
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Wren auch in den vergangenen Jahren das Genos—-
jenichaftswesen mächtig erstarkt ist, so ist doch der Ge—
nossenschaftsgedanke noch nicht zum Gemeingut des
Voltes gewoörden. Und wenn viele dieser Genossen—
schaftler auf den Konsunwerein jtatt an seiner Ver—
vollkommnung mitzuhelfen noch auf ihn schinipfen, so
ist das ein Beweis, daß der Genossenschaflsgedanke in
seiner ganzen Bedeutung noch nicht ersaßt worden ist.
Wenn man dagegen das Wirtschaftsleben in seiner
heutigen Form betrachtet, das eine fortwährende Ent—
wertung des Geldes und geringere Kaufkraft des Loh—
nes mit sich bringt, so ist auch das ein Beweis dafür.
daß die heutige Wirtschaftsform noch nicht die richtige
ist, und daß die Genossenschaftsbewegung ein beden—
tender Faktor in der Gemeinschaft, wie wir sie er—
streben, werden könnte. Tarunist der Zweck dieser
Zeilen, dem Genossenschaftsgedanken das Wort 32
reden. Denn gerade wir als Gewerkschaftler sind in
besonderem Maße daran interessiert. Warum?

Bessere Löhne und Arbeitsbedingungen zu erreichen
war von jeher und ist noch das Bestreben unserer Be—
rufsorganisationen. Der Zusammenschluß von vieler
Tausenden unserer Berufsgenossen war die Selbst
hilfe, war praktischer Gemeinschaftsgeist. Allein sich
dem System der Ausbeutung gegenüderstellen war
unmöglich. Die Vielen machten erst die Macht. Und
die Stärke, die im Zusammenschluß lag,schloß schon
Erfobge in sich. So auch in der Konsumgenossenschaft
Während die Arbeiterschaft auf der einen Seite in der
Industrie ausgenutzt wurde, standen auf der andern
Seite die Händler, um an dem, was der Einzelne zur
Befriedigung seiner Bedürfnisse brauchte, auch nock
hüchtig verdienen zu können

LerArbeiter wurde also auch als Käufer noch aus
gebeutet. Gewiß, es hat gewissenhafte und ehrenhafte
Kaufleute immer gegeben und gibt es noch heute
Aber sie verschwinden unter der Masse Kaufleute, Zwi—
schenhändler, Kleinkrämer, die jeden nenen Tag in im—
mer größeren Scharen auftauchen. Wer sieht nicht tag—
täglich neue Laden und Lädchen entstehen? Wollen si—
enwa dem Bedars des Eingzelnen abhelfen durch gute
preiswerte Angebote? Sie wollen alle leben, alle am
Konsumenten verdienen. Woher sonst alle Wucherer
und alle Schieber? Sie finden letzten Endes alle ihré
Fristenzmöglichkeit im Käufer, im Konsumenten,

Wer aber hat den größten Einfluß darauf, diesen
Uebeln Einhalt zu gebieten? Das sind diejenigen
durch deren Hände über die Hälfte des gesamten Volks—
einkommens geht — die Hausfrauen. Erst wenn die
Frauen die Bahn freimachen für die weitere Ent—
faltung der Konsumgenossenschaften, kann der kapi—
talistischen Wirtschaft der Ausbeutung des Konsumen—
ten ein starkes Gegengetwicht geboten werden. Von
dem Wollen der Frauhängtalso das Ge—
schick der Verbrauchergenossenschaften
ab. Sie entscheidet damit auch über das wirtächaftliche
Los ihrer Kinder

Je mehr einkaufende Frauen sich in den Konsum—
vereinen zusammenfinden, desto eher und besser kommi
ihre starke wirtschafliche Macht zur Geltung. Sie er—
gänzen die notwendige Arbeit der Ge—
werkschaften. Die Hanusfrauen zählen mit der
Einzahlung einer kleinen Summe zu den „Aktionä—
ren“ der Cooperative (Genossenschaft), sie geben da—
mit in ihrer großen Zahl der Cooperative das not—
wendige Kapitat, damit sie gute Bedarssgüter billig
einkaufen kann. Es liegt auch hier auf der Hand, daf
die Stärke im großen Zusammenschluß liegt, daß, ge—
nau wie bei uns, den Gewerkschaften, der Gemein
sichaftsgeist ausschlaggebend sein muß. Denn dem
Finzelnen ist es nicht möglich, Einfluß auf die Preis
étaltuna 2u gewinnen. Mift dern cnetmen G

Famtilie und Heim
———

Wenn Bärbchen Blank nicht schlafen kann
In ihrer Gitterwiegen,
dung— holt es sich ein Beinchen 'ran,
zeäugelts mit Vergnügen.

Rutsch! Nacktes Beinchen in die Höh
Und Lutschemund am großen Zeh',

Am großen, nicht am kleinen,
Gleich hört es auf zu weinen.

Dann ist der Jammer all gestillt,
So Zorn wie Gram verronnen;
Kun schläft das süße Lockenbild
Bis in die hohe Sonnen;
doch immer: Beinchen in die Hoh,
Ind Lutschemund am großen Zeh',

Der große, nicht der kleine,
Fgal, an welchem Beine

Adolf Holff

Ein Mann und ein Weib
Kennt ihr die Redensart: „Den Bock zum Gärtner

nachen!“ Sie will besagen, daß jemand, der einen Ziegen—
d würde zum Hüter des Garteuns bestellen, etwas sehr
* und einfältiges beginge, sintemalen der Ziegen—

ock den gangen Garten ruinierie und kahl fräße. Sie wil
ve itlerbin besagen, dak mon niemanden 2um Hüler en

„Der Baar-Bergknapob—

pital kann jedoch dafür gearbeitet werden. Der Kon—
umverein ichaltet möglichst den Zwischenhandel aus
'auft direkt vom Erzeuger und verdient damit schon.
dätten die Genossenschaften noch mehr Geld zur Ver—
ügung, so könnten sie, wie es in England schon lange
st, selbst Hersteller jein. So haben in England die
donsumgenossenschaften zahlreiche Webereien und
Spinnereien, wo sie Stoffe für ihre Genossenschafter
selbst herstellen. Daß sie dann billiger und besser ab
gegeben werden können, steht außer Zweifel.

Nun kommt das Zweite: Wenn mit dem anvertrau—
ten Gelde gut gewirtschaftet wird, kommt immer noch
ein Verdienst heraus. Am Jahresende erhält die Haus—
rau diesen eigenen Gewinn des eigenen Geschästes in
zarem Gelde ausbezahlt. Oft sind es große Summer
ie nach ihrem Einkauf
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MNr. 26/1922). Der Vorstand nimmt laut Vorstands
beschluß Nr. 9 Kenntnis von dem Gesetze betreffend
Wochenhilfe vonn 20. April 19214. Ebenso nimmt en
Kenntnis, daß dieses Gesetz erst mit Wirkung vom 1.
JIuli 1922 im Saargebiet durch die Regierungskom—
mission für anwendbarerklärt wurde. Der Vorstand
erklärt sich damit einverstanden, daß nach diesem Ge—
setz, unter Verzichtleistung auf den gesetzlichen Ersatz—
anspruch an die Saarregierung, für die vor dem 1J.
Juli 1922 liegende Zeit verfahren werden soll von
dem Tage ab, an dem das Gesetz in Deutschland in
Kraft trat. (Es handelt sich hier um die Durchfüh—
rung einer Bestimmung der Reichsversicherungsord
nung — 8 205 a, Absatz 3 des Nachtrages vom 285. 7.
1921—, die lautet: „Die Wochenhilfe ist auch zu ge—
währen, wenn die Niederkunft innerhalb 9 Monaten
nach dem Tode des Versicherten eintritt.“)
Es kamen im letzten Jahre etwa 20 Fälle vor, in
denen auf Grund des alten Gesetzes die Wochenhilfe
nicht gewährt werden konnte. Eine Nachzahlung wird
jetzt in diesen Föllen ersolgen. (Der Verzicht des Vor—
standes auf die Erstattung der Ausgaben für Wochen—
hilfe durch die Saarregierung nach dem neuesten deut—
schen Gesetz für zurückliegende Zeit bedeutet eine Be—
nachteiligung des Knappschaftsvereins, und kann die
Zustimmung der Organisationen nicht sinden, wie das
ja zur Genüge aus deren Eingaben schon hervorging.
Es ist für die Zukunft unerläßlich, daß die Vorstands

ältesten sich an die Weisungen ihrer Organisationen
halten).

Die Pflegesätze in den Augenkliniken werder
für das 1. Vierteljahr 1922 auf 120 und für das 2
Vierteljahr auf 133 Mark täglich festgesetzt. Die Zulas
sung des Zahnarztes Dr. Walter Friesecke in Elvers—
berg zur zahnärztlichen Praxis wird genehmigt; des—
gleichen die Annahme des Dr. Hoffmann als Assistengz
arzt am Krankenhaus Völklingen anstelle des ausge
schjedenen Dr. Bohn.

Ein erneuter Antrag auf Bildung eines Kurspren—
gels Heiligenwald wird auf ein Jahr zurückge-
stellt.

Den pensionierten. Knappschaftsbeamten und der
Hinterbliebenen von Knappschaftsbeamten wird, so
weit sie im Saargebiet wohnen, zu ihren Pensionsbe.
zügen bis auf weiteres eine Teuerungszulage von ö
Prozent bewilligt. (Gleichartigen Pensionsempfängern
der Gemeinden wird ein Zuschlag von 75 bis 85 Pro—

gepahrt— so daß es sich hier um keine Ausnahmeandolt.

Di2 Genossenschaft ist die rechtlich Beauftragte der
ihr angeschlossenen Mitglieder, ist Einkäufer und Ver—
walter. Jedes Mitglied hat Mitbestimmungs—
recht. Viele wissen das nicht. Sie schimpfen auf den
Zonsumverein, ohne sich darüber klar zu sein, daß sie
damit sich selber schaden. Daß sie selbst mithelfen müs—
sen, die Mängel, die manchmal den Konsumvereiner
anhaften, zu beseitigen, daran denken sie nicht. Genos—
enschaftsarbeit ist Gemeinschaftstat. Darum müssen
ie die Genossenschaft mehr als ihre eigene Sache be—
rachten, dann werden sie sich anders dazu stellen.

Nun aber ist notwendig, daß der Genossenschaftsge
danke mehr gefördert wird. Unsere Frauen müssen
auf diesem Gebiete mehr als bisher dasür tun. Sie
müssen helfen, daß die Cooperativen (Genossenschaften)
noch mehr erstarken. Sie müssen Mitglieder der Kon—
sumgenossenschaften werden, tätigen Anteil daran neh
nen und noch recht viele für die Genossenschaftsidee z3
gewinnen suchen!

(C. H. in der Tertilarbeiterztg.)
H

HNnpyschastliches a dsatiche
Aus den Vorstanossitzungen
d. Saarbr.Knappfch.Vereins

J. Sitzungsbericht vom 1. Auni 1922
Gewährung von Bandarlehn an Gemeinden.

Es erhalten an Darlehn die Gemeinde Wiebels
kirchen eine kurzfristige Anleihe von zwei Millioner
Mark und eine langfristige von 8 Millionen Mark auf
dem Vermögen der Reichs-Invalidens und Hinterblie—
benenversicherung. Die Gemeinde Dirmingen erhält
800 000 Mark. Bedingungen: 6 Prozent Zinsen für
kurzfristige und 55 Prozent für langfristige Anlei—
hen. Ter Gewährung eines Frankendarlehns an die

Gemeinde Haustadt stimmte der Vorstand grundsätz—
lich zu. Als Richtlinien für die zukünftige Gewährung
von Darlehn an Gemeinden wurde der Zinsfuß fü
WMarkdarlehn auf 518 Prozent und für Frankdar
lehn guf 614 Proz, festgesetzt. Daneben soll ein Pro
zent Provisionsgebühr erhoben werden.

Baundarlehn.
Die Grenze, bis zu der Bandarlehn gegeben wer—

den können, wird bis zu 10 000 Frank erhöht. Zwecks
rascherer Erledigung der Baudarlehnsanträge wird
die Verwältung ermächtigt, bereits vor der Erfüllung
der Formalitäten Vorschüsse auf die erste Dar—

lehnsrate zu geben, wenn die nötige Sicherheit vor—
handen ist und durch eine Bescheinigung eines Bau—
sachverständigen nachgewiesen wird, döß der Rau ent—
Prechend weit vorgeschritten ist

Erweiterung des Verwaltungsgebäudes.
Die Verwaltung erklärt, mit den ihr zur Verfügung

stehenden Räumlichkeiten nicht auskommen zu können.
Es war daher beabsichtigt, das neben dem Knapp—
schaftsgebäude liegende Grundstück, welches der Berg—
verwaltung gehört, anzukaufen und auf demselben

einen Neubau zu errichten. Die Bergverwaltung er—
klärte sich zur Hergabe des Grundstückes bereit, falls
der Knappschaftsverein ihr das in der Eisenbahn—
straßze gelegene v. Gutstedtsche Haus. das der Knapp—
chaftsverein vor einigen Monaten erwarb, für Berg—
chulzwecke überlassen würde. In die in doer Trierer—
straße gelegene Bergischule sollfe das Handessburean

Wochenhilfe.
Im Saar-Bergknappen (Nr. 23/1922) veröffentlich—

ten wir eine Eingabe, in der die Organisationen um
Auskunft baten über die Höhe der Summe, die dem
Knappschaftsverein durch die ungenügende Erstat—
ung von Auslagen für die Wochenhilfe seitens der
Regierung des Saargebiets an Schaden entstanden ist.
Die aus diesen Gründen entstandene Schädigung des
 voroins sedan wir schon des Nhoron v»

Sache macht, dem man nicht trauen kann; daß man z. Bejandere sitzen oft dabei und staunen über den Bock, der sic
keinen, der sich schon einmal an der Kasse vergriff, zum lals „Apostel der neuen Sittli-teit“ aufspielt

Kassierer macht, keinem, der schon einmal Verrat übte, ein giebe Leute, eure Frau ist doch das eheliche Weib, dem
wichtiges Geheimnis anvertraut. ihr euch vor dem Herrgott angetraut habt, dem ihr ritter—

Ihr meint nun, so etwas sei selbstwerständlich, so ver· liche Treue geldet habt. Nun gut, da redet auch ein ehren—
ständlich, daß es schade sei um das Papier, woraufsolches hafter Mann nicht von ihr, als wenn sie ein minderwer—
gedruckt wird. Gewiß, für das irdische, leibliche Leben ist tiges Wesen wäre; und wer das tut, und wer sich gar
das sehr selbstverständlich; aber für das sittliche und reli— eines niedrigen Lumpensireiches rühmt, der muz eine ko—
giöse ist es oft genug so ganz selbstverständlich nicht. Gibt mische Vorstellung haben von Menschenwürde. Nein, ihr
es doch heutzutags Menschen, die schreiben Bücher über die chrisilichen Männer, eure Frau muß euch zu schade sein,
Ehe oder vielmehr über die Nichtehe, sondern, über di diel zu lieb müßt ihr sie haben, als daß ihr auch nur eine
„freie Liebe“, „freie Ceschlechtsmoral“, und schildern in die unflaätige Bemerkung macht über sie, selbst unter verhei—
sen Büchern bloß ihren eigenen sittlichen Tiefstand, und rateten Männern. Ueberlaßt das den urchrisilichen Lel—
dann werden sie in manchen Kreisen förmlich als Propheter becken und Parvenüs, die kein sittliches Bewußtiein und
angefstaunt. Kommi's doch hie und da noch vor, daß mar keinen Stolz mehr haben!
den größten Possenreißer als den Sittlichkeitsapostel an. Ihr müßt euch als Führer für eure Ehesittlichteit nicht
schaut und von ihm sich Belehrung geben läßt hinsichtlich solche minderwertigen Kameraden wählen, nicht soiche Pos—
ines sittlichen Verhaltens! Ist das nicht den richtiger en- und Zotenreißer, auf welche das Wort vom Herrgoit
Bod gum KGärtner gemacht? Ist nicht in der Hinsicht nod aßt: Weß das Herz voll ist, davon fließt der Mund
ein wenig Rückhständigkeit in der Kultur bei uns vorhanden? iher.“ Mäßt euch nicht so scheußlich gemeine Bucher ins
sann es einem doch widerfahren, daß man aus dem Stau gaus kommen lafsfen, die euch allerhand „pitante Aufklä—
nen über die Niedrigkeit fittlicher Anschauungen nicht her rung“ über die Ehe versprechen. Lumpenterle suchen da—
auskommt, wenn man bistweilen die Unterhaltung im Eisen mit dem schlichten Manne die Groichen aus der Tasche zu
bahngug oder am Wirtstisch oder auch auf der Arbeitsstätte loden.

ec geswungen ist. Da trifft mon Ränmer. VNe Wen wäbhlt ihr euch aber zum Lehrer der sittlichen Le—
er allerniedrigsten Possenreißerei gefallen, just ale Zführung? Ich deute den, der in die Lebenzticfe ki

ab sie jonit über nichts zu reben wüßten. Gar von ihren rneubrung« Ich ente den, per Die vedentiefe in
. 4 chaur und am Luell des Lebens die Weisheit des

Frau sprechen sie, als wenn es nicht ihr eheliches Weil sangennn schnt u. 33 —7*
und ihr ebenbürtiger Lebenskamerad wärec, fondern ein gan Lebeme eat e qn 5 en Herrgoit Jesus —8
minderwertig Wesen, wie wohl die Türken über ihre Ha und bee Apost — ner er in wunderbarer Weist
enisweiber nicht verächtlicher fprechen mogen. aber den cine Cijenbarung hat zuteil werden isen . ...
niltinierter Westeuropäer über das Weib wrechen sollti Un XEFVVDDDDD
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verlegt werden. Dieser Tatbestand wurde der Tages—
presse mitgeteilt. Die Enthüllung dieses „Geheimnis—
ses“ durch die böse Presse veranlaßte, wie der amtliche
Bericht des Vorstandes meldet, den Arbeitgeber, von
diesem Plan zurückzutreten. Der Arbeitgeber scheint
den Knappschaftsvorstand wirklich für sehr naiv zu
halten, wenn er ihm dieses Märchen aufbindet. Der
wirkliche Tatbestand wird folgender sein: Das v. Gut—
stedtiche Haus wird von dem Knappschaftsdirektor
Kayser und dem französischen Eisenbahnpräsidenten
Curtelett bewohnt. Beide Familien wollen die—
ses schöne herrschastliche Haus nicht räumen. Daß be—
sonders von letzterem Schritte um Aufhebung des Vor
standsbeschlusses mit Erfolg getan worden sind, isst
daher sehr erklärlich. Ueber den Einfluß der Press
auf die Bergverwaltung könnte man sich ja freuen
wenn das Tatsache wäre.

Behandlung von Berginvaliden in Krankenhäusern.
Nach 8 53 Absatz 2 der Knappschaftssatzung ist di

Aufnahme von Berginvaliden in die Vereins-GKnapp—
schaftsKrankenhäuser mit Genehmigung des Ge—
schäftsausschusses gegen Einhaltung eines von diesem

suhdiebenden angemessenen Betrags der Pension zuässig.
Der Vorstand beschloß die Aufnahme von Berginva—

liden in fremde Krankenhäuser gegen Einhaltung der
Invalidenpension ausschließlich Teuerungszulage zu
gestatten. Nach Ablauf eines Jahres soll nachgeprüf
werden welche geldlicheBelastung dem Verein dadurdentsteht.

Krankenhäuser.
Die Ausführung des geplanten Neubaues beimn

Krankenhaus Sulzbach und die Vornahme dringenden
geproeren an anderen Krankenhäusern wird geneh
migt.

II. Sitzungsbericht vom 22. Suni 1922
Der Betrag zur Deckung der Teuerungszu

lage, die zu den Grundpensionen dern
Knappschafts-Rentenbezieher gezahlt wird, wirt
vom Vorstand für die nächsten 6 Monate auf 1,70
Francs wöchentlich für Arbeitgeber und Arbeiter fest
gesetzt. Nach Ablauf dieser 6 Monate soll in eine neu—
Prüfung eingetreten werden. Der Vorstand nimm:
von den neuen Forderungen der Aerzte Kenntnis und
verweist die Beratung derselben an den Ausschuß zur
Beratung der Aerztefragen. Eine von der Verwal
tung ausgegebene Denkschrift (die wir in voriger
Nummer besprachen) über die außerordentliche Bela—
stung der Krankenkasse durch die hohen Ausgaben für
Krankengeld wird sämtlichen Knappschaftsältesten zu—
gestellt. Ferner sollen die Knappschaftsmitglieder durch
Anschlag auf die Gefahren, die der Lebensfähigkeit de
Krankenkasse drohen, aufmerksam gemacht werden. Für
die Beschaffung eines Fahrstuhles für den Berginvo—
liden Peter Müller 2 aus Nalbaäch bewilligkt der
Knappschaftsverein ein Drittel der Kosten. Ein bean
tkragter Zuschuß auf Teilnahme an einem Fortbil—
dungskursus für einen Arzt wird abgelehnt. Der
Vorstand stimmt der Anlequng von 2Millionen Fran—
ken in französischer Staatsanleihe zu. Anträge von
Geieinden auf Gewährung von Tarlehn werden dem
Finanzausschuß zur Vorberatung überwiesen. Als
Wirtschaftsleiterin des Krankenhauses in Sulzbach
wird Fräulein Elisabeth Klein angestellt.

a
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Von den Arbeitsstätten
der Kameraden

Ordensegen. Eine neue Einrichtung hat die Saar—
grubenverwaltung getroffen: die Saarkumpels erhal—
ten seit einiger Zeit einen Orden, wenn sie eine ge
wisse Dienstzeit zurückgelegt haben. Was die Kum—
pels mit diesen Dingern anfangen sollen, ist uns voll—
ständig unbegreiflich, wie es uns auch unbegreiflich ist
inwiefern so eine Bronze-Medaille eine Ehrung dar
stellen soll. Die Kumpels können mit dem Ding aber
auch gar nichts anfangen. Zur Schicht ihn anlegen,
geht doch wohl nicht und ihn des Sonntags zu tragen
würde nur Gelächter bei den Mitmenschen auslösen
Oder soll er auf die Nachkommen vererbt werden zur
Erinnerung an die „glorreiche Zeit“ des Saarberg—
baues in der gegenwärtigen Zeitperiode? Danach
trägt kein Kumpel Verlangen, weil in den Geschichts
blättern des Saarbergbaues von der gegenwärtigen
Zeitperiode sehr wenig Rühmenswertes zu finden sein
wird, wie doch die Beschwerden der Bergleute lehren
Also wohin mit dem Ding? — Früher hätte man doch
noch bei der preußischen Verwaltung eine Uhr für die
Kunmpels mit entsprechender Dienftzeit übrig. Das
war doch wenigstens ein Wertgegenstand, den
man sich als Ehrung schon gefallen lassen konnte. Und
diese guten Uhren vererbten sich auf die Nachkommen
gaben diesen Kunde, daß der Vorfahre als Bergmann
treue und harte Pflichterfüllung im Dienste des Volks
ganzen geübt hatte. Diese jeßzigen Orden aber wür
den die Nachkommen nur an eine bittere Zeit er—
innern, weshalb wohl keiner sie seinen Vachkommen
hinterlassen wird. Es ist also unnütze Geldverschwen
dung die mit den Orden getrieben wird. da keir
Mensch weißk. au was sie dienen sollen.
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besagtem Steiger als „Faulenzer“ snenee — Esauffällig, wie gerade untere „deutsche“ mten darn«
streben, durch de Gewerkschaftsorgane der Oeffentlichke
als Arbeiterschinder bekannt zu werden. Glauben fie, a
diese Art uni so eher mit einem französischen Orden bedac
zu werden?

Grube Königz. Klagen der Belegschaft. An
5. Juli fanden für die hiesige Grube zwei Belegschafis
»ersammlungen statt, die eingehend mit den unerbörter
Mißständen beschäftigten, die seit geraumer Zeit eingetreter
sind. Im großen und gangen handelt es sich um dieselber
Mißstände, die wir in der letzten Nummer unseres Organ—

I m nn oene Fhenend worube!das Wort „sklavenähnliche Behandlung“ sehr oft von der Grube Camphausen. er ist de —
Rednern gebraucht wurde, Arbeiten unter Aufsicht von Be zen s de 8 dhalrdechritchtigie —
amten, willkürliche Gedingefestsezung. Prämientvirtschaft Merchweiler, auf Grube Camphausen unter dem ehreuden
Mangel gn Materialien, Nichteinhaltung der vorgeschriebr. heinamen der Brutale befannt. Er rühmt sich ver den
nen Seilfahrtszeit, hohe Strafen u a. m. So beginne die Frangosen alles fertig zu kriegen und —
Seilfahrt 20 bis 25 Minuten nach der festgeseßben Zeit was hätle. Seine Tuchtigkeit“ bestehl allerdings darin
wodurch eine Schichtver längerung um 2.Schichten im Mo. daß er wie kein zweiter feine ehemaligen Arbeitstame
nat entstände. Fine Kamerxadschaft, die unter stäudigen raden zu zwicken versteht. Hohnlachend meint er, simp
Aufsicht gearbeitet hatte, troß aller Anstrengungen aber nur tüchtig über mich, das ist'der besse VBeweis für mie
nichts verdienen konnte, bekam, als sie wieder ohne Auf nach o ben, daß ich ein brauchbarer Kerlefür die jebig
icht arbeitete, O,50 Frank vom Gedinge gekürzt. Ein ver Grubenverwaltung bin. Pfui, vor folcher hnni 8
unglückter Kamerad, der sich eine Handverletzung zugczogen Im Monat Jund bestrafte dieser Nensch acht Kamerad—
zalte und der ärgtlichen Behandlung bedurfte, wurde vom'schaften der hteilung 18 eine gange Woche hinvurchma
Steiger Krämer barsch angefahren, als er sich einen Kran äglich 4 Frank je Mann, weil diese Kameradjchaften da—
enschein holen wollte: „Machen Sie, daß Sie fortkonrmen; zudiktierte Soll nicht herausbrachten. Die Schlepper de—
Sie haben exst einen Krankenschein gehabt, ich schreiben amen bei Veginn der Schicht schon die Strafe angedron—
Ihnen jetzt keinen mehr.“. Die Brensberge sind derart Bei Schichtschluß mußten die Kaimeradschaften sich dei De
usammengedrückt, daß die FörderwagenanderZimmerungbold abmelden und die geförderie Wagenmenge augeben
reifen und kaum noch durchkommen Ist der Wagen etwas Er verlangte von je drei Nann 23 Wagen, die aAber vehe,
ber den Rand beladen, dann bleibt er stecken und der der bestehenden Verhälinisse nicht geschafft werden bonn
Schlepper, dem der Wagen gehört, wird wegen zu hohem en. VDag lictz ihn talt 1 Franf Sirase war feine Ant
vaden bestraft. Ist der Wagen Eber nur bis zum Raude wort! Hinterher drohle er dann noch mit kntlassung um
gestrichen voll, dann erfolg. Beftrafung wegen „Au beicht. mit den vieldeutigen Worlen: Ich bringe alles fertige
belade ner Wagen. Die Antreiberpramten sind so hoch wie lEs ist wintd nef beschämend, daß es Menschen gibl, du
die Arbeiterlohne. obschon diese Beamten schon Gehälter mit derart erbärmlichen Witlein sich ein Postchen zu ergat
oon 800 Frank und mehr begiehen. An einem Haspel fehlt lern und zu erhalten fuchen. Der Skel überkommt Ldinen d
schon längere Zeit ein Seil, das trotz aller Bemühunger vich trautiger Kreaturen!
der Kameraden nicht ersetzt wurde, weil keins da war. Ge
nau so ist es mit Schienennägeln und sonstigen Materia
lien. Strafen werden verhängt, obschon die Unschuld der
Bestraften erwiesen ist. Gegen den Grubenwächter Stumms
der fruher sehr vadikal war, wurden besonders viele Klager
laut. Als unerhört begeichnet wurde, daß Arbeiter mi—
mehr als 80jähriger praktischer bergmaännischer Erfahrung
dem Gutachten von jungen Bergschülern, die über keinerle
Erfahrung verfügen, unterstellt werden Scharf kritisier
wurde die Vorschrift, daß während der Schicht unter Tage
krank werdende Kameraden nur mit einer Bescheinigunsg
des Steigers herausfahren dürfen. Findet ein solcher Ka
merad den Steiger in dem verzweigten Grubenbau nicht
dann muß er unten bleiben und kann zu Grunde gehen
Im Dienste der Grube sich abgearbeitete Kameraden wer
den „belohnt“ durch Verlegung an besonders schwere Arbeiten wie Bergeversetzen. An Deputatkohlen 3 die Ar
beiter gibt es nur solche von den schlechtesten Flözen. S
könnte das Klageregister der Kameraden noch ellenlang wei
tergeführt werden. Besonderer Ingrimm trat gegen der
Obersteiger Zander, Fahrsteiger Busch und gegen die Stei
ger Knobloch, Ulrich, Gräber und Scholl zutage, die sich
nicht genug tun können in der schlechten Behandlung ihren
Arbeiter. Die Meinung aller Kameraden ging dahin, danoch zu keiner Zeit eine solch schlechte Be
handlung im Saarbergbau zu verzeichner
war, wie gegenwärtig. Angenommen wurde ir
beiden Versammlungen mit voller Einstimmigkeit folgend

Entschließung:
„Die heute im Volkshaus in Neunkirchen stattgefun—

denen Belegschaftsversammlungen der Grube König
nahmen mit Entrüstung Kenntnis von den bestehenden
Mißständen. Die Belegschaft bedauert es tief, daß der
artige Mißstände unter der heutigen Verwaltung sic
einstellen nnen. Sie fordert von der Verwaltung einé
Behandlung, die menschenwürdig und gerecht ist. Die
Belegschaft hat noch zu allen Zeiten ihre Pflicht so er—
tüllt, wie es die wirtschaftlichen, moralischen und mensch
ichen Notwendigkeiten verlangten. Sie muß deshall

ee protestieren gegen die heutigen Methoden, welchten Arbeitern gegenüber zur Anwendung kommen. Di
Belegschaft forderr von der Verwaltung;

1. Daß diese Behandlungsbweisen abgeändert werden

2 * die Gedingeregelungen so vonstatten gehen, dasauch die Arbeiter als urteilsfähige, praktische Men
schen Beachtung finden.
Daß die Bezahlung unter Mindestlohn nicht nac
einfeitigem Gutachten prämienhaschender Beamte
entschieden wird.
Daß die Kranken ohne weitere Schwierigleiten durd
den vereideten Anschläger über Tage befördert wer
den dürfen.
Daß den Kameradschaften genügend Material, Ge
gzähe, besonders Schienennägel zur Verfügung gestellt
werden, damit sie in ihrer Leistungsmönlichteil nich
behindert sind.
Daß das Strafwesen von den mit einem blinden Eife'
erfullten Beamten nicht zur Willkür ausartet.
Daß die Seilfahrt pünktlich zur festgesetzten Zeit
beginnt, damit sich die Arbeiter vom Grubenschmutz
reinigen können und rechtzeitig mit den Apbeiter
zügen nach Hause fahren koönnen.
Daß die Deputatkohlen für die Bergarbeiter von
Durchschnittsqualität sind, damit sie nieht direkt don
der Verladestelle der Grube an den Aschenschutt ge
fahren zu werden brauchen.
Daß in den Strecken der Grubenfelder stehende Ge
wässer beseitigt werden, damit die Bergarbeiter vor
und zur Arbeitsstelle nicht durchzubaden braucher
und dadurch ihre Gesundheit beemträchtigen.
Daß die Beamten und Ingenieure, welche den Ar
beitern gegenüber als Tyrannen auftreten, zurech
gepeen werden und ihnen beigebracht wird, daß
en ine Sklaven sondern ale icauachtende Menen 71

Tauschmann. Hauer Alois Huwer von Wallesweiler
hof bei Bliesen, sucht Tauschmann zur Verlegung von
Tamphausen nach Reden, König, Friedrichssthal oderHe imitz

Desgleichen ein Hauer aqus Hülzweiter, zur Ver—
egung von Velsen nach Griesborn. Vieldung an Redaktion

—

Der christliche Gewerkschaftler benutzt die

Deutsche volksversicherung
für die Lebens und Kinderversicherung, di

Deutsche Feuerversicherung
für die Feuer und Einbruchdiebstahls—

versicherung und die

Deutsche volksbank
uis Opurbank.

Grube Dechen. piet werden besonders Klagen gegen den
Steiger Sie gel laut. Auf Flög Thiele der 4. Tiefbau—
sohle war eine Kameradschaft mit den notwendigen Zim—
merarbeiten beschaftigt. Sie gab sich die erdentlichste Mühe,
um bis Schichtschlutz mit den Arbeiten fertig zu sein, da—

mit am anderen Morgen die Iherung nsetzekonnte. Trotz dieser Leistung wurde di-ö rner srilter

Für die Redaktion verantwortl.: VPeter Kiefer, Saarbrücken
Druck der Saarbrücker Druckerei und Verlag A-G.

Saarbrücken.
Nerl. des Gewerkvereins christl. Bergarbeiter Deutschland-


	Ausgabe vom Samstag, den 22. Juli 1922

